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Bonn, den 29. März 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse der Bundesautobahnen und 
sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung am 17. März 1950 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des Deutschen 
Bundesrates zu. 


Dr. Adenauer 


Druck; Bonner Universltflts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, BoUb 
Alleln^Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. iO 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Bundesautobahnen und sonstigen 
Bundesstraßen des Fernverkehrs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die bisherigen Reichs au tob ahnen sind mit Wir- 
kung vom 24. Mai 1949 als Bundesautobahnen 
Eigentum des Bundes. Vom gleichen Zeitpunkt ist 
der Bund Inhaber aller sonstigen Vermögensrechte, 
die zum Gebrauch der Reichsautobahnen bestimmt 
waren und dem Deutschen Reich oder dem Unter- 
nehmen „Reichsautobahnen“ unmittelbar oder mit- 
telbar zustanden. Dies gilt auch für Rechte, die 
durch Gesetz für unübertragbar oder nur auf 
Grund besonderer Vereinbarung für übertragbar 
erklärt sind. 


§ 2 

Treuhandschaften der Länder an diesem Eigen- 
tum und diesen Vermögensrechten erlöschen mit 
.dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

§ 3 

Die bisherigen Reichsstraßen sind mit Wirkung 
vom 24. Mai 1949 als Bundesstraßen Eigentum des 
Bundes. Vom gleichen Zeitpunkt ist der Bund In- 
haber aller sonstigen Rechte an einem Grundstück, 
die den Reichsstraßen zu dienen bestimmt waren, 
und der Forderungen des Reiches auf Übertragung 
oder Beschränkung des Eigentums an einem 
Grundstück zugunsten von Reichsstraßen. § 1 Satz 3 
ist anzuwenden. 


§ 4 

Die Wirksamkeit von rechtsgeschäftlichen Ver- 
fügungen, die über Eigentum und Vermögensrechte 
der in § 1 und § 3 bezeichneten Art vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes getroffen worden sind, 
bleibt unberührt. 


§ 5 

§ 1 und § 3 gelten nicht für Eigentum und Ver- 
mögensrechte, die nach dem 30, Januar 1933 einer 
Gewerkschaft, Genossenschaft, politischen Partei 
oder sonstigen demokratischen Organisation 
weggenommen worden sind. 
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(1) Mit Wirkung vom 1. April 1950 ist der Bund 
Träger der Straßenbaulast für die Bundesautobah- 
nen und die Bundesstraßen. 

(2) Ein Ersatz für Aufwendungen und Verwen- 
düngen, die bis zum 31. März 1950 von den Ländern 
in Bezug auf Eigentum und Vermögensrechte der 
in § 1 und § 3 bezeichneten Art gemacht worden 
sind, wird nicht geleistet. Die bis zu diesem Zeit- 
punkt erzielten Erträge verbleiben den Ländern. 

§ 7 

(1) Dingliche Rechte an Grundstücken und son- 
stigen Sachen und Rechten, die unter § 1 oder § 3 
fallen, bleiben bestehen. 

(2) Die Regelung der sonstigen schuldrechtlichen 
Verbindlichkeiten des Unternehmens „Reichsauto- 
bahnen“ bleibt Vorbehalten. 

§ 8 

(1) Steht das Eigentum an einem Grundstück 
nach § 1 oder § 3 dem Bund zu, so ist der Antrag 
auf Berichtigung des Grundbuchs von der vom 
Land bestimmten Straßenbaubehörde zu stellen, in 
deren Bezirk das Grundstück liegt. Der Antrag 
muß von dem Leiter der Behörde oder seinem 
Vertreter unterschrieben und mit dem Amtssiegel 
oder Amtsstempel versehen sein. Zum Nachweis 
des Eigentums gegenüber dem Grundbuchamt ge- 
nügt die in den Antrag aufzunehmende Erklärung, 
daß das Grundstück dem Bund zusteht. Das Eigen- 
tum ist einzutragen für die „Bundesrepublik 
Deutschland (Bundesstraßenverwaltung)“. 

(2) Dies gilt für sonstige im Grundbuch einge- 
tragene Rechte entsprechend. 

§ 9 

Gebühren und andere Abgaben, die aus Anlaß 
und in Durchführung dieses Gesetzes fällig werden 
könnten, werden nicht erhoben. Bare Auslagen 
bleiben außer Ansatz. 


§ 10 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 



Begründung 


Nach Artikel 90 Absatz 1 des Grundgesetzes ist der Bund 
Eigentümer der bisherigen Reichsautobahnen und Reichsstraßen. 
Nach Artikel 90 Absatz 2 des Grundgesetzes sind dies nunmehr die 
Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs; 
dieses Gesetz bezeichnet die letzteren kurz als Bundesstraßen. 

Die Regelung des Grundgesetzes kommt ohne weiteres nur in 
den Ländern Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein zur Auswirkung, da die über die Behandlung des 
Reichs- und Staatsvermögens am 6. September 1949 in Kraft ge- 
tretene Verordnung Nr. 202 der britischen Militärregierung grund- 
sätzlich den Bestimmungen des Grundgesetzes Rechnung trägt. In 
den Ländern Bayern, Bremen, Hessen und Württemberg-Baden ist 
dagegen am 20. April 1949 das Gesetz Nr. 19 der Militärregierung 
Deutschland — Amerikanisches Kontrollgebiet — in Kraft getreten, 
das mit den Bestimmungen des Grundgesetzes nicht in Einklang 
steht. Auch für die Länder Baden, Rheinland-Pfalz und Württem- 
berg-HohenzoUern sowie für den bayerischen Kreis Lindau ist durch 
Verordnung Nr. 217 des französischen Oberkommandos in Deutsch- 
land vom 3. Juni 1949 eine dem Grundgesetz widersprechende Rege- 
lung erlassen worden, bei der allerdings noch nicht klargestellt ist. 
inwieweit sie noch der Ausführung durch deutsche Landesvorschrif- 
ten bedarf. Sowohl das Gesetz Nr. 19 als auch die Verordnung 
Nr, 217 geben jedoch dem Bund die Möglichkeit, die hier in Betracht 
kommenden Verfügungen der beiden Militärregierungsgesetze mit 
Zustimmung der Militärregierungen außer Kraft zu setzen. Von 
dieser Möglichkeit macht das Gesetz für die bisherigen Reichsauto- 
bahnen und Reichsstraßen Gebrauch. 

Das Gesetz mußte sich aus diesem Grunde auch der Begriffs- 
bildung der genannten Rechtsvorschriften der Militärregierungen 
anschließen, um mit der begrifflichen Abgrenzung dieselben Ver- 
mögenswerte zu erfassen. Es kommt daher notwendigerweise zu 
Begriffsbestimmungen, die von der hergebracht deutschen Gesetzes- 
sprache abweichen. So mußten z. B. die Begriffe unmittelbares und 
mittelbares Vermögen übernommen werden. 

Zu § 1 

Das Eigentum an den Reichsautobahnen und die sonstigen Ver- 
mögenswerte, die zum Gebrauch der Reichsautobahnen bestimmt 
waren, gehörten dem Unternehmen „Reichsautobahnen“, einer durch 
das Reichsautobahngesetz vom 27. Juni 1933 (RGBl. II S. 509) ge- 
schaffenen juristischen Person des öffentlichen Rechtes. 

Nach Artikel IV Nr. 4 des Gesetzes Nr. 19 sind Vermögenswerte, 
die zum Gebrauch der Reichsautobahnen bestimmt waren und die 
am 8. Mai 1945 unmittelbar oder mittelbar dem Reich gehört haben, 
auf das Land, in dem diese Vermögenswerte gelegen sind, zu treuen 
Händen als Treuhänder für den Bund übertragen worden. Eine 
entsprechende treuhänderische Verwaltung der Vermögenswerte, 
die den Dienststellen der Reichsautobahnen zugewiesen waren, ist 
in Artikel 3 der Verordnung Nr. 217 vorgesehen. Beide Bestimmun- 
gen lassen indes zu, daß diese Vermögenswerte endgültig auf den 
Bund übertragen werden, wenn die gesetzgebende Körperschaft des 
Bundes sie innerhalb eines Jahres nach der Errichtung der Bundes- 
republik — also bis zum 23. Mai 1950 — bezeichnet und die Militär- 
regierungen — jetzt die Allierten Hohen Kommissare — hierzu 
ausdrücklich ihr Einverständnis geben. Die Regelung der Ver- 
mögenswerte der Reichsautobahnen in § 1 des Gesetzes dient in 
Übereinstimmung mit diesen Bestimmungen der Herstellung des im 
Grundgesetz festgelegten Rechtsstandes, und zwar mit Wirkung 
vom Inkrafttreten des Grundgesetzes. 
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Durch Satz 3 soll ein Streit darüber, ob im allgemeinen unüber- 
tragbare Rechte, z. B. Nießbrauchrechte (§ 1059 BGB) und be- 
schränkte persönliche Dienstbarkeiten (§ 1092 BGB) sowie die nur 
im Falle besonderer Vereinbarung übertragbaren Vorkaufsrechte 
(§§ 514, 1098 BGB), unter das Gesetz fallen, von vornherein ausge- 
schlossen werden. 

Zu § 2 

Wie bereits erwähnt, sind durch das Gesetz Nr. 19 und die Ver- 
ordnung Nr. 217 die Länder als Treuhänder für den Bund für die im 
§ 1 genannten Vermögenswerte bestellt. Für den Weiterbestand 
dieser Treuhandschaften liegt nach Erlaß dieses Gesetzes kein 
Grund mehr vor. 

Zu § 3 

Im § 3 Satz 1 wird eine dem § 1 Satz 1 entsprechende Regelung 
für das Eigentum an den bisherigen Reichsstraßen getroffen. Die 
Straßengruppe „Reichsstraßen“ ist durch das Gesetz über die einst- 
' weilige Neuregelung des Straßenwesens und der Straßenver.waltung 
vom 26. März 1934 (RGBl. I S. 243) geschaffen worden. Dieses Gesetz 
hat zwar die aus dem Eigentum einer Straße sich ergebenden Rechte 
und Pflichten der Ausübung nach dem jeweiligen Träger der 
Straßenbaulast übertragen, das Eigentum an der Straße selbst 
jedoch unberührt gelassen. Lediglich die nach Inkrafttreten des 
Straßenneuregelungsgesetzes vom Reich gebauten Teilstrecken von 
Reichsstraßen wurden Eigentum des Reiches, soweit der Grund- 
erwerb vom Reich durchgeführt worden ist. Das Grundgesetz hat 
im Artikel 90 diese uneinheitlichen Rechtsverhältnisse bereinigt und 
den Bund zum Eigentümer der bisherigen Reichsstraßen erklärt. 
Dieser Regelung stehen jedoch die Bestimmungen des Gesetzes 
Nr. 19 und der Verordnung Nr. 217 entgegen, soweit sie sich auf die 
Reichsstraßen beziehen, im wesentlichen also hinsichtlich des Eigen- 
tums an denjenigen Teilstrecken von Reichsstraßen, die im Eigentum 
des Reiches oder eines ehemaligen Landes standen; denn nach 
Artikel VIII des Gesetzes Nr. 19 sind Vermögenswerte, die gemäß 
Artikel I desselben Gesetzes beschlagnahmt worden sind, und über 
die keine andere Verfügung getroffen worden ist, auf das Land 
übergegangen, in dem diese Vermögenswerte gelegen sind. Ent- 
sprechendes sieht Artikel 11 der Verordnung Nr. 217 vor. Das Eigen- 
tum an den von dem Gesetz Nr. 19 und der Verordnung Nr. 217 nicht 
erfaßten Reichsstraßen und das Eigentum an den Reichsstraßen in 
den Ländern Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein ist hingegen bereits kraft des Artikels 90 des 
Grundgesetzes auf den Bund übergegangen. Die Regelung des § 3 
Satz 1 soll dem im Grundgestz festgelegten Rechtsstand für alle 
Bundesstraßen Gültigkeit verschaffen. 

Die Ermächtigung, eine durch das Gesetz Nr. 19 getroffene Ver- 
fügung zugunsten der Länder außer Kraft zu setzen, ist dem Bund 
durch Artikel XV Nr. 20 desselben Gesetzes ausdrücklich erteilt 
worden. Die Verordnung Nr. 217 enthält zwar keine entsprechende 
Bestimmung, es dürfte jedoch außer Frage stehen, daß auch sie der 
Herstellung eines dem Grundgesetz entsprechenden Rechtsstandes 
nicht hinderlich sein soll. Um die zugunsten der Reichsstraßen be- 
gründeten Rechte an Grundstücken (z. B. Vorkaufsrechte, Vormer- 
kungen, Dienstbarkeiten) und die zugunsten des Reichs abgschlosse- 
nen Verträge (z. B. über den Erwerb von Grundstücken) mitzu- 
erfassen, bedarf es einer besonderen Erwähnung in Satz 2. 

Zu § 4 

Im Interesse der Sicherheit des Rechtsverkehrs soll die Wirk- 
samkeit von zwischenzeitlich getroffenen rechtsgeschäftlichen Ver- 
fügungen unberührt bleiben. 
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Zu § 5 

Der gleiche Vorbehalt befindet sich in Artikel VII Nr. 11 des 
Gesetzes Nr. 19, Artikel 10 der Verordnung Nr. 217 und Artikel IV 
Nr. 3 der Verordnung Nr. 202. 

Zu § 6 

Aus haushaltsrechtlichen Gründen übernimmt der Bund die 
Kosten der Straßenbaulast für die Bundesautobahnen und die 
Bundesstraßen erst mit Beginn des Haushaltsjahrs 1950, da den 
Ländern auch die entsprechenden Einnahmen für das ganze Rech- 
nungsjahr 1949 belassen wurden. 

Zu § 7 

Diese Regelung ist durch die in Artikel IX des Gesetzes Nr. 19 
und in Artikel 12 der Verordung Nr. 217 getroffenen besonderen 
Bestimmungen über die dinglichen Belastungen veranlaßt, die an 
den übertragenen Vermögenswerten bestehen. Die Regelung der 
schuldrechtlichen Verbindlichkeiten, insbesondere auch die Auf- 
lösung und Abwicklung des Unternehmens „Reichsautobahnen“, 
muß Vorbehalten werden. 

Zu § 8 

Diese Bestimmung soll klarstellen, wessen Antrag für die Be- 
richtigung des Grundbuches maßgebend und ausreichend ist, und 
das Berichtigungsverfahren vereinfachen. 

Zu § 9 

Die Gebührenfreiheit entspricht der Übung in solchen Fällen. 

Zu § 10 

Nach Gesetz Nr. 19 und Verordnung Nr. 217 soll, wie erwähnt, 
das Gesetz bis zum 23. Mai 1950 verabschiedet sein. Allerdings 
dürfte eine spätere Verabschiedung, Genehmigung oder Verkündung 
die Rechtswirksamkeit dieses Gesetzes mit Rücksicht auf die vom 
Grundgesetz getroffene und durch dessen Genehmigung von den 
Besatzungsmächten gebilligte Regelung nicht beeinträchtigen. 
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Anlage 2 


Der Erste Vizepräsident des 
Deutschen Bundesrates 

W 43—14 — Tgb. Nr. 409/50 


Bonn, den 17. März 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben — BK 531/50 — vom 
28. Februar 1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner Sitzung vom 17. Marz 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, die in der Anlage beigefügten 
Änderungen des 

Entwurfes eines Gesetzes über die vermögens- 
rechtlichen Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs 

vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Kopf 


7 



Deutscher Bundesrat 


Bonn, den i 6 . März 1950 


Betrifft: Entwurf eines Gesetzes über die vermögens- 
rechtlidien Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs. 


Der Ausschuß für Verkehr und der Finanzausschuß empfehlen dem 
Bundesrat, Einwendungen gegen den bezeichneten Entwurf vorbe- 
haltlich der folgenden Änderungsvorschläge nicht zu erheben: 

1 . § 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Vom gleichen Zeitpunkt ist der Bund Inhaber aller son- 
stigen Vermögensrechte, die dem Deutschen Reich oder 
dem Unternehmen „Reichsautobahnen” unmittelbar oder 
mittelbar gehörten oder die ausschließlich für Zwecke der 
Reichsautobahnen begründet oder bestimmt waren.” 

Begründung : 

Es soll klargestellt werden, daß die von den Ländern zu Länder- 
zwecken nach dem 8 . Mai 1945 begründeten Vermögensrechte 
nicht dem Bund zustehen. 

2 . § 6 erhält folgende Fassung : 

„( 1 ) Mit Wirkung vom 1 . April 1950 ist der Bund Träger 
der Straßenbaulast für die Bundesautobahnen und die 
Bundesstraßen. 

(2) Der Bund übernimmt die Einnahmen und Ausgaben, 
die sich aus der Straßenbaulast für die Bundesautobahnen 
und die Bundesstraßen ergeben, mit Ausnahme der Vcrwal- 
tungseinnahmen und der Verwaltungsausgaben (§ 2 Absatz 2 
der Wirtschafts bestimmungen für die Reichsbehörden). Die 
bis zum 31. März 1950 eingegangenen Einnahmen und 
geleisteten Ausgaben werden in den Haushaltsrechnungen 
der Länder nachgewiesen; die ab 1 . April 1950 eingehenden 
Einnahmen und zu leistenden Ausgaben werden, soweit sie 
nach Satz 1 auf den Bund übergehen, in der Haushalts- 
redinung des Bundes nacli gewiesen. Hat ein Land vor dem 
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1. April 1950 Mittel auf gewendet, um die fristgerechte 
Leistung von Zahlungen für den Monat April 1950 sicher- 
zustellen, so hat der Bund diese Mittel dem Land zu 
erstatten; das gleiche gilt für Vorschüsse und Abschlags- 
zahlungen, soweit sie nicht für die Zeit bis zum 31. März 
1950 verwendet worden sind. 

(3) Eine Abrechnung über Aufwendungen und Verwen- 
dungen, die bis zum 31. März 1950 von den Ländern 
in Bezug auf Eigentum und Vermögensrechte der in § 1 
und § 3 bezeichneten Art gemacht worden sind, sowie über 
die bis zu diesem Zeitpunkt erzielten Erträge findet nicht 
statt.” 

Begründung : 

Der neu eingefügte Absatz 2 soll den in Absatz 1 niedergelegten 
Grundsatz unter haushaltstechnischen Gesichtspunkten im einzel- 
nen klarstellen. 

Absatz 3 ist nur redaktionell geändert worden. 

3. Als § 6a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„Die Bestimmungen des § 3 und des § 6 Absatz 1 gelten 
nicht für diejenigen im Zuge von Reichsstraßen liegenden 
Ortsdurchfahrten, für die die Straßenbaulast nach dem 
Gesetz über die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens 
und der Straßen Verwaltung vom 26. März 19 M (RGBl. I 
S. 243) nicht vom Deutschen Reich zu tragen war.” 

Begründung: 

Die Rechtsverhältnisse der Ortsdurdifahrten Im Zuge von Reichs- 
straßen sollen von den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht be- 
rührt werden. 

4. In § 7 Absatz 2 wird das Wort „sonstigen” als sinnentstellend 
gestrichen. 

5. In § 8 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Siraßenbaubehörde” 
durch das Wort „Behörde” ersetzt, um dem Land die Bestim- 
mung der Behörde in jeder Hinsicht freizustellen. 
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Durch die Annahme der Empfehlungen des Bundesrates wird nach- 
stehende Änderung der Begründung zu dem Gesetz erforderlich: 

1. Zu § 3 

Im Absatz 2 der Begründung ist nach dem 2. Satz hinter dem 
Wort „soll“ ein Absatz zu machen und als Absatz 3 wie folgt 
fortzufahren: 

„Als Reichsstraßen im Sinne des § 3 sind auch solche Straßen 
anzusehen, die zwar noch nicht in das im Straßenneuregelungs- 
gesetz vorgesehene Reichsstraßenverzeichnis aufgenommen wa- 
ren, jedoch auf Kosten des Reiches gebaut und in der Mehrzahl 
der Fälle auf das Reich im Grundbuch eingetragen worden sind. 
An sonstigen Rechten sollen dem Bund nicht mehr zustehen, 
als dem Reich nach dem Straßenneuregelungsgesetz und seinen 
Durchführungsverordnungen zugestanden haben.“ 

Der bisherige letzte Satz des Absatzes 2 wird Absatz 4. 

2. Die Begründung zu § 6 erhältfolgenden 2. Ab- 
satz: 

„Die Bestimmung des § 6 Absatz 2 gibt im Satz 1 den allge- 
mein für die Auftragsverwaltung geltenden haushaltsrechtlichen 
Grundsatz wieder, daß die allgemeinen Haushaltseinnahmen 
und die allgemeinen Haushaltsausgaben im Sinne der Reichs- 
wirtschaftsbestimmungen von der auftraggebenden Verwaltung 
zu übernehmen sind, während die Verwakungseinnahmen und 
die Verwaltungsausgaben der beauftragten Verwaltung zufallen. 
Für die Unterscheidung, was hierbei als Verwaltungseinnahmen 
und als Verwaltungsausgaben und was als allgemeine Haus- 
haltseinnahmen und als allgemeine Haushaltsausgaben anzu- 
sehen ist, sind weiterhin die Bestimmungen des Generalinspek- 
tors für das deutsche Straßenwesen über Bewirtschaftung der 
Reichsstraßenmittel, Rechnungslegung und Rechnungsprüfung, 
Ausgabe 1939, zu Grunde zu legen. Als Grundsatz wird im 
Zweifelsfalk gelten müssen, daß Einnahmen derjenigen Ver- 
waltung zufließen, die auch die auf das gleiche Objekt sich be- 
ziehenden Ausgaben zu tragen hat. So wird z. B. die Einnahme 
aus einer Werkdienstwohnung, falls deren Unterhaltung auf 
Grund der Eigentumsverhältnisse als Verwaltungsausgabe vom 
Land aus Tit. 15 zu bestreiten ist, als Verwakungseinnahme 
dem Land zufließen, während die Pachteinnahme aus einem 
im Bundeseigentum stehenden Straßenmeistergehöft, einer Rast- 
stätte oder einer Tankstelle, deren Gebäude und Zufahrtswege 
aus allgemeinen Haushaltsmitteln des Bundes zu unterhalten 
sind, entsprechend als allgemeine Haushaltseinnahme dem Bund 
zustehen. Verwaltungsgebühren oder Unkostenzuschläge bei 
Versteigerungen von Holz usw. werden wiederum dem Land 
zufließen, während die Erlöse aus dem verkauften Holz usw. 
dem Bund zustehen. Satz 2 läßt bei dem Übergang der Straßen- 
baulast von den Ländern auf den Bund das Kassenprinzip An- 
wendung finden. Satz 3 regelt die Abrechnung von Vorschüssen, 
die von den Ländern zur Sicherstellung von Leistungen im 
April 1950 gezahlt worden sind.“ 
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3. Zu§6a 

,,In dem früheren Landeswegerecht war das Eigentum an den 
Ortsdurchfahrten der früheren Staats- und Provinzialstraßen 
verschiedenartig geregelt. Aus der doppelten Aufgabe, sowohl 
dem durchgehenden Verkehr, als auch dem Verkehr der An- 
lieger und der Gemeinden für die Versorgungsleitungen und 
-kanäle zu dienen, ergibt sich die Notwendigkeit, über die 
EigentuiBsfrage nicht ohne gleichzeitige Regelung der hieraus 
sich ergebenden Bedürfnisse zu entscheiden. Das Grundgesetz 
trifft für die Ortsdurchfahrten, die bisher im Eigentum und in 
der Straßenhaulast von Gemeinden standen, keine Regelung, 
geschweige denn, daß es der Berücksichtigung der Interessen 
der Anlieger und der Gemeinden voigreift. Bis auf weiteres 
müssen daher die Grundsätze des Gesetzes über die einstweilige 
Neuregelung des Straßenwesens und der Straßenverwaltung auf 
diese Ortsdurchfahrten sinngemäß angewendet werden. Eine 
Neuregelung des Eigentums und der Straßenbaulast an diesen 
Ortsdurchfahrten muß einem künftigen Bundesstraßengesetz 
Vorbehalten bleiben.'* 
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